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Stadt Geisingen - Gemarkung Geisingen 
Bebauungsplan "Vorstadt"

Die Anhörung der Träger öffentlicher Belange (TÖB) und die Information der Öffentlichkeit 
durch Planeinsicht, Anhörung bzw. Äußerungsmöglichkeit (Offenlage) wurden in der Zeit 
vom 27.02.2014 bis 28.03.2014 von der Stadtverwaltung durchgeführt. 

Die Unterlagen wurden an 11 TÖB versendet.

Von den im Verteiler aufgeführten TÖB - Nr. 3, 4 und 5 gingen keine Stellungnahmen ein.

Von den im Verteiler aufgeführten TÖB - Nr. 1,2,6,7,8,9,10, 11 gingen Stellungnahmen 
ein. Alle 8 Stellungnahmen sind als Anhang beigefügt. Davon beinhalten die Stellungnah-
men der TÖB - Nr. 1 und 7 wenige Punkte, die bewertet und abgewogen werden müssen.

Außerdem ging eine Stellungnahme und Einwendung eines Grundstückseigentümers im 
Plangebiet ein, die diskutiert und abgewogen werden muss (siehe Anhang Nr. 11).

TÖB-Verteiler

1. Landratsamt Tuttlingen
Gesammelt 5 Exemplare
an Dezernat 5, Recht und Umwelt
Bahnhofstraße 100, 78532 Tuttlingen

2. Industrie- und Handelskammer, Schwarzwald-Baar-Heuberg
Romäusring 4, 78050 VS-Villingen

3. Handwerkskammer, Abt. Wirtschaftsförderung
Webersteig 3, 78462 Konstanz

4. Energiedienst AG, 
Schildgasse 20, 79618 Rheinfelden

 Anlage 1
 Abwägung
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5. Regierungspräsidium Freiburg, Dienstsitz Donaueschingen,
Irmastraße 11, 78166 Donaueschingen
Abteilung Umwelt
bisher Gewässerdirektion Donau-Bodensee

6. Regierungspräsidium Freiburg, Dienstsitz Donaueschingen
Max-Egon-Straße 18, 78166 Donaueschingen
Abteilung Straßenwesen und Verkehr

7. Regierungspräsidium Freiburg, 
- Referat 21  - Raumordnung
- Referat 53.1 - Gewässer 1. Ordnung/ Hochwasserschutz
- Referat 25 - Landesdenkmalamt
Abholfach, 79083 Freiburg i.Br.

8. Kabel BW, Planung NE3
Goldenbühlstraße 15, 78048 Villingen-Schwenningen

9. Deutsche Bahn Services Immobilien GmbH
Niederlassung Karlsruhe, Bahnhofstraße 5, 76137 Karlsruhe.

10. badenova AG & Co. KG, Service-Center Tuttlingen
Weimarstraße 72/1, 78532 Tuttlingen

11. Deutsche Telekom AG, T-Com
PTI 32 / Produktionsmanagement
Adolf-Kolping-Straße 2-4
78166 Donaueschingen

Betroffener Grundstückseigentümer
(Fl.st.Nr. 291/3, Hauptstraße 2)

12. Irmgard Schmid
Hauptstraße 2, 78187 Geisingen 

und

Hans-Hubert Schmid
Sternwaldstr. 37, 79102 Freibrug
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Abwägungen zur Stellungnahme Nr. 1:
(Landratsamt Tuttlingen)

Die Straßenbaubehörde verlangt, dass Änderung oder Neuanlagen von Zufahrten zur K 5942 und Neupflan-
zungen entlang der K 5942 mit der Straßenbaubehörde abgestimmt werden müssen. Außerdem darf kein 
Abwasser oder Oberflächenwasser der Kreisstraße zugeleitet werden. 
Diese Forderungen sind berechtigt, aber bereits gesetzlich geregelt. Sie müssen deshalb
nicht zusätzlich in den B-Plan aufgenommen werden.

Die Straßenbaubehörde verlangt, dass Sichtfelder 3/70 m im B-Plan dargestellt werden.
Aus den Festlegungen im B-Plan ergibt sich gegenüber der heutigen Situation keine Ände-
rungen in Bezug auf die Sichtweiten entlang der Kreisstraße K 5942. An beiden Straßen-
seiten grenzen öffentliche Flächen mit Gehwegen (Mindestbreite 1,50 m), Stellplätzen und 
Grünanlagen. Würden bei diesen öffentlichen Flächen von der Stadt Geisingen Änderun-
gen geplant, versteht es sich von selbst, dass im Vorfeld der Planungen eine enge Ab-
stimmung mit der Straßenbaubehörde erfolgt. Insofern kann auf die Darstellung von Sicht-
feldern in diesem B-Plan verzichtet werden.

Das Wasserwirtschaftsamt wünscht, dass die Vorgaben der Verordnung über die dezentrale Beseitigung von 
Niederschlagswasser vom 22.03.1999 in den B-Plan aufgenommen werden.
Diese Verordnung gilt nunmehr schon seit 15 Jahren und ist allgemein bekannt. Im B-Plan 
muss deshalb nicht zusätzlich auf diese Verordnung hingewiesen werden.

Das Wasserwirtschaftsamt informiert, dass sich u.U. auf dem Grundstück Hauptstraße 5 Altlasten befinden 
könnten. Die Erkenntnisse sind jedoch sehr dürftig.
Der Umgang mit altlastenverdächtigen Bestandsflächen ist gesetzlich geregelt. Es muss 
deshalb im B-Plan nicht explizit darauf hingewiesen werden.

Die Naturschutzbehörde verlangt, dass die Linde beim Pflegeheim und die Kastaniengruppe beim Postplatz 
und der Volksbank im B-Plan besonders zu kennzeichnen sind, mit dem Hinweis, dass diese Bäume nur mit 
einer Ausnahmegenehmigung der Naturschutzbehörde beseitigt werden dürfen. 
Im B-Plan sind nicht nur diese Naturdenkmale, sondern noch weitere Bäume bereits so 
dargestellt, dass sie erhalten werden müssen. Darüber hinaus wird zeitnah noch überprüft, 
ob alle Naturdenkmale im Plangebiet mit den dafür vorgesehenen Täfelchen gekenn-
zeichnet sind. Falls Kennzeichnungen fehlen, werden diese von der Naturschutzbehörde 
angebracht. Dadurch erübrigen sich weitergehende Hinweise im B-Plan auf die natur-
schutzrechtlich besonders geschützten Bäume. Im Übrigen wird auf die Regelungen im 
Bundesnaturschutzgesetz § 28, Abs. 2 verwiesen.
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Abwägungen zur Stellungnahme Nr. 7
(Regierungspräsidium Freiburg)

Die Bau- und Kunstdenkmalpflege regt an, das im Plan dargestellte Baufenster der denkmalgeschützten 
ehemaligen Schule (heute Volksbank) noch enger am Bestand zu orientieren, weil man Erweiterungen an 
diesem Gebäude für nicht vertretbar hält.
Im Plan ist dieses Gebäude als Denkmal gekennzeichnet. D.h. bei baulichen Änderungen 
ist in jedem Fall eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung einzuholen. Im Falle einer 
Erweiterung wäre dann im Einzelfall zu beurteilen, ob der Entwurf gestalterisch mit dem 
historischen Gebäude im Einklang steht oder nicht. Auf die Möglichkeit eine denkmalpfle-
gerisch vertretbare Erweiterung (z.B. zur Herstellung der Barrierefreiheit) zu realisieren, 
sollte deshalb nicht von vorne herein verzichtet werden.

Die archäologische Denkmalpflege wünscht im B-Plan einen Hinweis auf mögliche Bodenfunde.
Dass die Vorstadt im Bereich des mittelalterlichen Siedlungsgebietes liegt ist hinreichend 
bekannt. Im Falle eines Bauantrages wird deshalb automatisch die Denkmalpflege ange-
hört. Es ist dann im Einzelfall zu prüfen wie vorgegangen werden muss. Insofern erübrigt 
sich ein Hinweis im B-Plan.

Abwägung zur Stellungnahme Nr. 12
(Grundstückseigentümergemeinschaft Schmid)

Die Grundstückseigentümergemeinschaft Schmid (Hauptstraße 2) bitten darum die bebaubare Fläche (Bau-
fenster) größer auszuweisen.
Auf dem relativ großen Grundstück steht nur ein Wohngebäude. Städtebaulich ist es 
selbstverständlich möglich und auch wünschenswert ein weiteres Gebäude im Bereich der 
westlichen Grundstückshälfte zu errichten. Außerhalb des Baufensters sind Stellplätze und
Garagen zulässig. Deshalb ist die zulässige Grundfläche größer als die Fläche des Bau-
fensters. Andererseits aber ist es auch erklärtes städtebauliches Ziel, dass eine mögliche 
weitere Bebauung mit der zwingend vorgeschriebenen Zahl der Vollgeschosse (II + D) 
ungefähr in der Gebäudeflucht der bestehenden Wohngebäude entlang der Donaustraße, 
also mit großzügigem Abstand zur Bahnlinie, entsteht. Vorgelagert ist gegen eingeschos-
sige Baukörper wie Garagen und Carports jedoch nichts einzuwenden.
Das Baufenster soll deshalb wie in seiner Größe und Lage dargestellt nicht geändert wer-
den. Dieses Baufenster definiert sich nicht über Baulinien, sondern durch Baugrenzen. 
Eine Überschreitung von Baugrenzen ist aber im Rahmen einer Ausnahme durchaus mög-
lich. Wird dies beabsichtigt wäre im konkreten Einzelfall zu überprüfen, ob der Entwurf mit 
dem o.a. städtebaulichen Ziel im Einklang steht und eine Ausnahme genehmigt wird.

Ergebnis:
Im Rahmen der Anhörung der TÖB und der Offenlage sind keine Bedenken, Anregungen 
und Hinweise eingegangen, die unbedingt in den B-Plan aufzunehmen wären. Der vorlie-
gende Bebauungsplanentwurf muss also weder ergänzt noch geändert werden und kann 
somit ohne erneute Offenlage als Satzung beschlossen werden.

gez. Thomas Kreuzer (Stadtplaner)

Anhang: 18 Seiten Stellungnahmen
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